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Dieses Symbol kennzeichnet
Augmented-Reality-
Effekte. Mit Ihrem Smart-
phone, Tablet und der
App WESER-KURIER Live
können Sie digitale
Inhalte abrufen.

Die Nachricht ist kaum zu vermitteln:
In der Bürgerschaft soll die Position
des Bürgerschaftsdirektors wiederbe-

setzt werden. Ein hoch dotierter Job, rund
8000 Euro im Monat gibt’s für die Verwal-
tungsstelle, die eigentlich nicht gebraucht
wird. Denn jahrelang gab es keinen Direk-
tor in der Bürgerschaft – und der Landtag
hat trotzdem getagt, die Beschäftigten der
Verwaltung bekamen ohne Unterbre-
chung ihren Monatslohn und auswärtige
Gäste wurden empfangen. Warum also die-
ser Schritt?

Es gibt durchaus ein paar Gründe, die
Stelle wiederzubesetzen: Bremen muss
sich zum Beispiel regelmäßig auf bundes-
politischem Parkett behaupten, zum Bei-
spiel bei Treffen der Parlamentsspitzen
von Bund und Ländern. Die Bürgerschaft
hat also gewisse Repräsentations-Pflich-
ten, und da macht sich ein Direktor natür-
lich ganz gut.

Andererseits ist die Finanzlage der Stadt
so angespannt, dass es bei den kommen-
den Haushaltsberatungen wieder viele ent-
täuschte Gesichter geben wird. Bremen ist
angehalten, auf Teufel komm’ raus zu spa-
ren. Und so wird die Politik mit Beginn der
Haushaltsverhandlungen überall Verzicht
fordern. Fast überall . . .
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Gastautor
Stefan Luft (54) ist Privat-
dozent am Institut für Poli-
tikwissenschaft der Univer-
sität Bremen. Zu seinen For-
schungsschwerpunkten ge-
hören die Themen Migra-
tion und Integration.

Verzicht üben
Arno Schupp
über den Parlamentsdirektor

Sie haben Monate, manchmal Jahre der
Flucht vor Krieg, Gewalt und Verfol-
gung hinter sich. Haben die Wüste

oder das Mittelmeer überquert, Schlepper
bezahlt, ihr Leben riskiert. Wenn sie dann
irgendwann im französischen Calais an-
kommen, wähnen sich die Flüchtlinge, die
zu Tausenden aus Kriegs- und Krisenge-
bieten kommen, nahe an ihrem Ziel: Groß-
britannien. Sie haben nichts zu verlieren –
und wollen sich nicht von Zäunen, Absper-
rungen oder Kontrollen aufhalten lassen.

Doch genau das ist die Antwort, die die
Regierungen in Paris und London finden,
um dem Ansturm Herr zu werden, dem die
Grenzgebiete schon seit langem ausge-
setzt sind. Und sie ist höchst unzurei-
chend. Eine Scheinlösung. Wer bis Calais
kommt, will weiter, auf die andere Seite
des Ärmelkanals. Die Flüchtlinge folgen
wohl einer Illusion, weil sie auch auf der
Insel nicht von allen herzlich willkommen
sind, die Sehnsucht nach Ankommen
womöglich nicht befriedigt wird. Aber
schlechter als in Frankreich, das sich doch
so gerne als das Land der Menschenrechte
rühmt, wird es ihnen auch in Großbritan-
nien kaum ergehen. Bericht Seite 4
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D
er Auslöser war die Griechen-
land-Krise. Inzwischen hat sich
die Debatte um die Zukunft
Europas aber nahezu verselbst-
ständigt. Die Forderungen

könnten nicht unterschiedlicher sein.
Großbritannien droht mit einem Brexit,
einem Ausstieg aus der EU. Griechen-
land unterzieht sich gerade einen
schmerzhaften Radikalreformkurs, um
den ungewollten Grexit zu vermeiden.
Dazwischen erschallen die Rufe derer,
die mehr Europa fordern, um Krisen wie
diese besser zu meistern. Gerade erst ha-
ben sich der französische Präsident Fran-
çois Hollande und Bundeskanzlerin An-
gela Merkel für eine tiefere Eurozone,
eine Union in der Union, stark gemacht.
Ein Eurofinanzminister mit eigenen Res-
sourcen gehört zu dieser Idee, ebenso
wie die eines eigenen Parlaments bis
hin zu einer Wirtschaftsregierung. Denn
eines haben die nervenzehrenden Ver-
handlungen der vergangenen Wochen
mit der Athener Regierung gezeigt: So
kann es nicht weitergehen.

Umso erstaunlicher scheint – zumin-
dest auf den ersten Blick – der Vor-
schlag von Bundesfinanzminister Wolf-
gang Schäuble, die Kompetenzen der
Kommission zu verringern. Dabei passt
er ins Konzept einer politischeren
Union. Denn was der deutsche Kassen-
wart fordert, passt zu den Entwicklun-
gen der vergangenen Monate. Ob nun
in der Griechenland-Krise oder im Rin-
gen um eine Lösung für den nicht enden-
den Flüchtlingsstrom – immer wieder
hat Kommissionschef Jean-Claude Jun-
cker mit eigenmächtigen Vorstößen
seine europäische Idee vorangetrieben.

Der Stein, den Parlamentspräsident
Martin Schulz mit der Einführung der
Spitzenkandidaten bei der Europawahl
ins Rollen gebracht hat, hat eine Lawine
ausgelöst. Die Kommission, deren Präsi-
dent nun praktisch vom Volk gewählt
wurde, sieht sich nun mehr und mehr als
eine europäische Regierung – und agiert
als solche.

Da scheint die Frage berechtigt, ob
eine solche EU-Spitze noch in der Lage
ist, eine unabhängige Position einzuneh-
men – nämlich die der Hüterin der Ver-
träge. Kann eine Kommission, die selbst
politisch agiert, noch objektiv über Fra-
gen des Wettbewerbs entscheiden? Da-
für sorgen, dass die Regeln des Binnen-
markts eingehalten werden? Oder

könnte diese Aufgabe nicht besser eine
unabhängige Behörde übernehmen, die
sich voll ihrer Aufgabe widmen könnte?

Mit der teilweisen Abgabe von Kom-
petenzen ließe sich zudem ein viel größe-
res Problem lösen, mit dem die Union im-
mer mehr zu kämpfen hat: Nicht nur in
Großbritannien, auch in Frankreich und
Ungarn empfinden viele den Druck aus
Brüssel als übermächtig. Eine Kommis-
sion, die die Überwachung des Regel-
werks einer Kontrollstelle überlassen
würde, könnte leichter selbst neue Ge-
setzesvorschläge in Parlament und Rat
einbringen – als Regierung agieren.

Zwar hat Juncker nicht unrecht, wenn
er sich auf die Legitimation durch die
EU-Bürger beruft, um seine Leitlinien

durchzusetzen. Doch zugleich weist
Schäuble zu Recht darauf hin, dass die
Kommission nicht über Gelder entschei-
den kann, die zum allergrößten Teil von
den Eurostaaten bereitgestellt werden.

Es ist ein Dilemma, das aus einer ver-
meintlichen Lösung entstanden ist. Die
sogenannten Opt-out-Optionen, die
man dem Vereinigten Königreich und
Dänemark eingeräumt hat, wurden da-
mals als einzige Chance betrachtet,
beide in der Union zu halten. Ein Ausein-
anderbrechen der europäischen Gemein-
schaft wollte und will man bis heute ver-
meiden. Doch zu welchem Preis? Die
komplizierten Strukturen wie die des
zeitlich befristeten Europäischen Finanz-
stabilisierungsmechanismus (ESFM),
sind ein Sinnbild dieses Problems.

Darin sind alle 28 EU-Staaten beteiligt
– auch Großbritannien und Dänemark,
die als einzige Mitgliedsländer niemals
den Euro einführen müssen. Trotzdem
haben sie ein Mitspracherecht, wenn
Mittel aus dem gemeinsamen Rettungs-
fonds verwendet werden. Ihre Zustim-
mung, daraus Gelder für ein drittes Hilfs-
paket für Athen zu schöpfen, war nur
mit dem Versprechen möglich, einen
Zahlungsausfall durch Garantien der
Europäischen Zentralbank abzudecken.

Es ist dieses Europa der mehreren Ge-
schwindigkeiten, das der EU immer wie-
der Stolpersteine in den Weg legt. Im-
mer wieder haben einzelne Länder den
Integrationsprozess der „immer enger
vereinten“ Gemeinschaft, wie es in der
Präambel der EU-Verträge heißt, aufge-
halten. Dabei zeigen gerade die aktuel-
len Entwicklungen, dass Europa einen
starken Zusammenhalt braucht – mehr
denn je. Einfache – nationale – Lösun-
gen gibt es für Herausforderungen wie
den Flüchtlingsstrom ebenso wenig wie
für die Gefahr des Terrorismus.

Eine stärkere Union könnte Antwor-
ten bringen. politik@weser-kurier.de

über Gianis Varoufakis: „Der ,Fall’ Va-
roufakis ist vermutlich auch weniger ju-
ristisch als politisch interessant; erge-
ben sich doch aus den von ihm selbst of-
fenbarten geheimen Ausstiegsplänen
aus dem Euro ein paar Fragen zu sei-
nem Wirken als Minister. Dass er in die-
ser Eigenschaft Pläne für alle Eventuali-
täten schmiedet, gehört zu seinen
Amtspflichten. Doch mit welchen Ab-
sichten haben er und sein Premiermi-
nister in Brüssel eigentlich verhan-
delt?“

Scheinlösung
Birgit Holzer
über Zäune gegen Flüchtlinge

Eine Koalition aus Grünen und Arbeit-
geberverbänden macht sich dafür
stark, abgelehnten Flüchtlingen den

Weg in den Arbeitsmarkt zu öffnen. Zu-
sammen mit weiten Teilen der öffentlichen
Meinung sprechen sie von zahllosen Be-
trieben, die „händeringend“ nach Fach-
kräften suchen. Sie unterstellen einen all-
gemeinen Fachkräftemangel. Dieser ist
aber eine Legende, darin sind sich die
Fachleute weitestgehend einig. Es gibt nur
Engpässe in einzelnen technischen sowie
Gesundheits- und Pflegeberufen.

Interessant ist: Nur jeder fünfte Betrieb
in Deutschland bildet noch aus – damit ver-
weigern 80 Prozent der Betriebe ihren Bei-

trag zum Fachkräftenachwuchs. Deutsch-
land bemüht sich darum, vor allem „Hoch-
qualifizierte“ aus dem Ausland anzuwer-
ben, unter anderem Ärzte. Gleichzeitig ha-
ben sich im Wintersemester 2014/15 rund
57800 junge Menschen auf einen Medizin-
studienplatz beworben – nur eine Minder-
heit (13400) hat aber einen solchen erhal-
ten.

Starke Industriestaaten holen Ärzte aus
anderen Staaten, in denen sie häufig feh-
len, damit sie die hohen Ausbildungskos-
ten nicht tragen müssen. Das ist ethisch
höchst fragwürdig. Gleiches gilt für das
Pflegepersonal: Auch hier ist eine Knapp-
heit festzustellen. Arbeitsbedingungen
und Löhne gelten als unattraktiv. Um dem
Kostendruck zu begegnen, setzt man auch
hier auf eine Anwerbung ausländischer
Arbeitskräfte, die in immer entlegenere
Länder ausgreifen muss, um noch Interes-
senten zu finden.

Der „Verband Entwicklungspolitik und
humanitäre Hilfe deutscher Nichtregie-
rungsorganisationen“ kritisiert: „Der heu-
tige Fachkräftemangel ist (. . .) hausge-
macht. Die wichtigste Ursache liegt in den
sich verschlechternden Arbeitsbedingun-
gen in der Pflege. Eine schlechte und in
vielen Fällen rückläufige Bezahlung geht
mit einer zunehmenden Arbeitsbelastung
einher. Es wird versäumt, Personal durch
Aus- und Weiterbildung zu gewinnen. (. . .)
Deutsche und EU-eigene Fachkräfte sind
häufig nicht mehr bereit, die zunehmend
schlechten Einkommens- und Arbeitsbe-
dingungen in Deutschland zu akzeptieren.
Infolgedessen suchen die Bundesregie-
rung und Arbeitgeber jetzt auf dem Welt-
markt nach Arbeitskräften.“

Schon bei der Anwerbung von „Gast-
arbeitern“ in den 1960er-Jahren hat die
Politik das vollzogen, was die Arbeitgeber-
verbände forderten. Die Gewinne wurden

privatisiert, die Kosten sozialisiert. Verant-
wortliche Arbeitsmigrationspolitik sollte
sowohl die schwachen Interessen vieler
Herkunftsstaaten berücksichtigen als
auch die schwachen Interessen derjeni-
gen, die nicht oder nur zu prekären Ver-
hältnissen in den heimischen Arbeitsmarkt
integriert sind. Davon gibt es noch sehr
viele.

Mehr Europa
wagen

MirjamMoll
über die Europäische Union

über das gleiche Thema: „Griechen-
lands Kurzzeit-Finanzminister Gianis
Varoufakis (. . .) soll im kleinen Kreis an
einem Putsch gestrickt haben. Es
bleibt also womöglich – wie so oft bei
Varoufakis – bei der bloßen Inszenie-
rung. Mit Pathos wird jetzt vom ,Hoch-
verrat’ gesprochen – am Ende wird wo-
möglich die kleinlaute Erklärung ste-
hen, dass man Varoufakis das Nach-
denken über ein Grexit-Szenario nicht
ernsthaft vorwerfen durfte.“

Namentlich gekennzeichnete Kommentare geben
nicht unbedingt die Meinung der Redaktion wieder.
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Klaus Stuttmann

Deutsche Betriebe bilden zu wenig aus
Stefan Luft
über Arbeitsmigrationspolitik

Märkische Oderzeitung

Westfälische Nachrichten

Landeszeitung
über Flüchtlinge und den Arbeits-
markt: „Welcher Arbeitgeber sollte je-
manden einstellen, dem unter Umstän-
den die Abschiebung oder nur ein Dul-
dungsstatus droht? Denn nur knapp
drei von zehn Asylanträgen werden be-
willigt, in Großbritannien etwa sind es
mehr als 41 Prozent bei einer deutlich
geringeren Bearbeitungszeit. Zudem
gibt es kein Meldegesetz. Anders aus-
gedrückt: Deutschland verliert so an At-
traktivität. Und genau das kann sich
das Land nicht leisten.“

Kann eine Kommission, die
selbst politisch agiert, noch

objektiv über Fragen des
Wettbewerbs entscheiden?

Luft
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